
N

5025100

30,0

43,5

3,5

75

168

5

200

2
212

198

1

200

1
177

199

176

6
209

2
201

175

2
166

4
200

171

Gemarkung Pinnow
Flur 2

Am Stal
l

An
 d

er
 C

riv
itz

er
 C

ha
us

se
e

197
3

165
52

3
210

7,5

1
210

2
210

5
209

4
209

2
177

1
197

Zi
et

lit
ze

r W
eg

26,0

13
,0

44
,8

TF 1

TF 2

200
3

GRZ 0,8

Satzung der Gemeinde Pinnow über den Bebauungsplan Nr. 23 „Sport und Freizeit“
TEIL A - PLANZEICHNUNG

Teil B - TEXT
In Ergänzung der Planzeichnung - Teil A - wird Folgendes festgesetzt:

I. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen
(§ 9 BauGB und §§ 1 - 23 BauNVO)

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)
1.1 Die Fläche für Sport- und Spielanlagen dient der Unterbringung von Freisport- und Freispielanlagen.

Zulässig sind insbesondere bauliche Anlagen für Ball-, Rad- und Rollsportarten wie
- Volleyball / Beachvolleyball,
- Basketball / Streetball,
- Soccer,
- Inline-Skating / Roller-Skating,
- Skateboarding,
- Biking

sowie die den Nutzungszwecken dienenden Stellplätze und Nebenanlagen.
Ausgeschlossen sind

- Sporthallen,
- Schwimmbäder,
- Schießstände,
- Anlagen für den Motorsport,
- Tennisplätze,
- Reitplätze.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16-21a BauNVO)

2.1 Eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO ist nicht
zulässig.

3. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 23 BauNVO)

3.1 Innerhalb des im Plan (Teil A) gekennzeichneten 30 m Waldabstandes gemäß § 20 Abs. 1 LWaldG sind
auf den durch Baugrenzen festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen bauliche Anlagen, die dem
ständigen oder auch nur vorübergehenden Aufenthalt von Menschen dienen können (wie z. B.
Zuschauertribünen, Pavillons oder Sanitärgebäude), unzulässig. Dies gilt nicht für die nach Festsetzung 1.1
zulässigen Freisport- und Freispielanlagen.

4. Grünflächen und Erhaltungsgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 25b BauGB)

4.1 Innerhalb der Fläche für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (Plan-Teil A)
sind die vorhandenen Gehölze im Bestand zu erhalten. Das Mähen der Krautsäume (Mahdhöhe mind.
15 cm) ist im Zeitraum vom 1. Oktober bis Ende Februar zulässig.

4.2 Die öffentliche Grünfläche ist im Bestand zu erhalten. Die Rasenfläche darf im Zeitraum von Ende Februar
bis 1. Oktober maximal 1x gemäht werden (Mahdhöhe mind. 10 cm). Die Einordnung eines Unterstandes /
einer Hütte mit max. 15 m² Grundfläche ist zulässig.

5. Zuordnungsfestsetzungen, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1a BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

5.1 Zum Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft sowie zugunsten des Artenschutzes sind in der
Gemarkung Pinnow, Flur 1, auf dem Flurstück 104 für die im Plan (Teil A) gekennzeichnete Teilfläche TF 1
entsprechend Maßnahmenkonzept (Anlage zum B_Plan Nr. 23) 2.250 m² Acker in extensive Mähwiese
(HzE, Maßnahme 2.31) vor Baubeginn umzuwandeln.
Weiterhin sind auf demselben Flurstück 1.250 m² Acker vorzuhalten und vor Beginn jeglicher
Baumaßnahmen auf der im Plan (Teil A) gekennzeichneten Teilfläche TF 2 in extensive Mähwiese (HzE,
Maßnahme 2.31) umzuwandeln.

II. Nachrichtliche Übernahmen
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

Geoinformations- und Vermessungswesen
Angrenzend zum Geltungsbereich befindet sich ein unterirdischer Lagefestpunkt (siehe Planzeichnung).
Vermessungsmarken sind nach § 26 GeoVermG M-V gesetzlich geschützt und dürfen nicht unbefugt
eingebracht, in ihrer Lage verändert oder entfernt werden. Zur Sicherung der mit dem Boden verbundenen
Vermessungsmarken darf eine kreisförmige Schutzfläche von zwei Metern Durchmesser weder überbaut noch
abgetragen oder auf sonstige Weise verändert werden.
Trinkwasserschutz
Das Plangebiet befindet sich in der Trinkwasserschutzzone III des Wasserschutzgebietes Pinnow. Verbotene
oder nur beschränkt zulässige Handlungen ergeben sich aus der Anlage 2 der WSGVO Pinnow. Die untere
Wasserbehörde kann auf Antrag Ausnahmen von den Verboten zulassen.
Wald und Waldabstand
Im Norden grenzt eine Waldfläche an das Plangebiet, deren Waldabstandsfläche sich mit dem Geltungsbereich
des B-Plans überlagert. Nach § 20 LWaldG ist zur Sicherung vor Gefahren durch Windwurf oder Waldbrand bei
der Errichtung baulicher Anlagen ein Abstand von 30 Metern zum Wald einzuhalten. Über die Zulassung von
Ausnahmen entscheidet die Forstbehörde.

III. Hinweise
Artenschutz
1. Als Außenbeleuchtung sind nur zielgerichtete Lampen mit einem UV-armen, insektenfreundlichen,

energiesparenden Lichtspektrum und einem warmweißen Licht mit geringen Blauanteilen im Spektrum von
2000 bis maximal 3000 Kelvin Farbtemperatur zulässig. Arbeitsschutzrichtlinien gehen im Rang vor.

2. Um zu verhindern, dass Reptilien zurück in die Eingriffsfläche gelangen können, ist diese bis Ende März
fachgerecht mit einem Reptilienschutzzaun zu umgeben. Der Reptilienschutzzaun ist im Anschluss bis zum
endgültigen Abschluss der Bauarbeiten der Teilfläche 1 im Eingriffsbereich funktionstüchtig zu halten.
Werden Reptilien im Baufeld vorgefunden, so sind diese Tiere auf die Ersatzfläche umzusetzen (detailliert
siehe Ausnahmegenehmigung bzw. Maßnahmekonzept).

3. Die vorhandenen Erdwälle (zum Wald / zum Zietlitzer Weg) sind bis auf den vorhandenen Dirt Bike Track
(Erhalt einer Durchfahrt in 1 m Breite) mittels einer festen Absperrung in mind. 1 m Entfernung vom Wallfuß
dauerhaft zu sichern (Pfosten mind. 1,2m hoch über Geländeoberkante, mind. alle 2,5 m ein Pfosten und
mind. 1 Querriegel).

4. Als Ausgleichsfläche für die Teilfläche 1 im Plangebiet sind 2.250 m² Acker auf dem im Eigentum der
Gemeinde Pinnow befindlichen Flurstück 104, Flur 1, Gemarkung Pinnow aus der Nutzung zu nehmen. Als
Ersatz für Strukturen zum Sonnen und Verstecken sind Ersatzhabitate auf der Ausgleichsfläche zu
errichten. Nachdem diese hergestellt sind, ist auf 50 % der Fläche in einem durchgehenden Streifen eine
autochthone Saatmischung einzusäen (z. B. Magerrasen sauer, Fa. Saaten Zeller, FLL RSM Regio oder
Mager- und Sandrasen Fa. Rieger Hofmann, Ursprungsgebiet 3; mindestens 2g/m²). Zum Schutz der
Fläche vor landwirtschaftlicher Übernutzung müssen in regelmäßigen Abständen Eichenpfähle an der
Nordseite der Fläche eingebracht werden (detailliert siehe Maßnahmekonzept).

5. Als Ausgleichsfläche für Teilfläche 2 im Plangebiet sind weitere 1.250 m² Acker auf dem im Eigentum der
Gemeinde Pinnow befindlichen Flurstück 104, Flur 1, Gemarkung Pinnow zu sichern und bei beabsichtigten
Baumaßnahmen aus der Nutzung zu nehmen. Die Präzisierung des Maßnahmekonzeptes (Schutz- und
Vermeidungsmaßnahmen wie Aufstellung Reptilienschutzzaun, Kontrolle des Baufeldes, ggf. Abfangen von
Tieren) erfolgt im Bauantragsverfahren entsprechend der Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde.

Baumschutz
Nach den §§ 18 und 19 NatSchAG M-V dürfen geschützte Bäume im Wurzelbereich (Bodenoberfläche unter der
Krone von Bäumen zuzüglich 1,5 m, bei Säulenform zuzüglich 5 m nach allen Seiten) nicht geschädigt werden.
Dies ist insbesondere bei Baumaßnahmen zu beachten. Bei Bauarbeiten sind die aktuellen gesetzlichen
Bestimmungen zum Baumschutz auf Baustellen (DIN 18920, R SBB und H ArtB) zu berücksichtigen.
Aufschüttungen, Abgrabungen, Flächenversiegelungen sowie Abstellen und Lagern von Baufahrzeugen und
Baumaterialien u.ä. sind im Wurzelbereich der geschützten Bäume unzulässig. Ausnahmen vom gesetzlichen
Baumschutz bedürfen der vorherigen Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde (hier Landkreis
Ludwigslust-Parchim).

Bodenschutz
1. Bei den Bodenarbeiten sind die jeweils aktuellen einschlägigen Bestimmungen des Bodenschutzes und des

Abfallrechtes zu berücksichtigen. Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche
Bodeneinwirkungen, welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderungen des Bodens,
Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden werden.

2. Beim Umgang mit Leichtflüssigkeiten und anderen wassergefährdenden Stoffen sind die einschlägigen
Vorschriften einzuhalten und insbesondere Verunreinigungen des Bodens auszuschließen.

3. Die Arbeiten sind so auszuführen, dass Verunreinigungen von Boden und Gewässern durch
Arbeitsverfahren, Arbeitstechnik, Arbeits- und Transportmittel nicht zu besorgen sind. Bei auftretenden
Havarien mit wassergefährdenden Stoffen ist der Schaden sofort zu beseitigen. Die untere Wasserbehörde
des Landkreises ist unverzüglich über die Havarie und die eingeleiteten Maßnahmen zu informieren.

4. Falls Anzeichen für altlastenrelevante Bodenbelastungen angetroffen werden, sind unverzüglich die
Arbeiten einzustellen und die uWb zu informieren. Treten bei Erdarbeiten Auffälligkeiten wie z. B.
unnatürliche Verfärbungen, Gerüche oder Müllablagerungen auf, ist der Fachdienst Umwelt des
Landkreises Ludwigslust-Parchim zu informieren, um weitere Verfahrensschritte abzustimmen.

5. Beim Einbau von mineralischen Abfällen, Gemischen und Bodenmaterial für z. B. Zuwegungen und
Stellflächen ist die Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in
technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung - ErsatzbaustoffV vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598), die
durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 186) geändert worden ist) zu beachten.

Denkmalschutz
Wenn bei Erdarbeiten neue Bodendenkmale oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, sind diese
gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V der unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen und der Fund und
die Fundstelle bis zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des Landesamtes für Kultur und
Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter
der Arbeiten, den Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die
Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätestens nach einer
Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die
sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des Denkmals dies erfordert (§ 11 Abs. 3 DSchG M-V).

Geoinformations- und Vermessungswesen
Wer notwendige Maßnahmen treffen will, durch die geodätische Festpunkte gefährdet werden können, hat dies
unverzüglich dem Amt für Geoinformation, Vermessungs- und Katasterwesen mitzuteilen.

Gewässerschutz
1. Lagerung, Abfüllen und Umschlag (LAU-Anlagen) sowie das Herstellen, Behandeln und Verwenden

(HBV-Anlagen) von wassergefährdenden Stoffen sind vor Planung mit der unteren Wasserbehörde
abzustimmen um die Belange der Trinkwasserschutzes zu beachten. Eine Gefährdung des Grund- und
Oberflächenwassers ist auszuschließen.

2. Bei Havarien mit wassergefährdenden Stoffen ist der Schaden sofort zu beseitigen.
3. Befestigte Flächen sind soweit möglich in versickerungsfähiger Bauweise auszuführen. Oberflächlich

anfallendes Niederschlagswasser u. a. Abwasser darf ungereinigt/ verschmutzt nicht in Gewässer
eingeleitet oder abgeschwemmt werden.

4. Die Arbeiten sind so auszuführen, dass Verunreinigungen von Boden und Gewässer durch
Arbeitsverfahren, Arbeitstechnik, Arbeits- und Transportmittel nicht zu besorgen sind. Bei auftretenden
Havarien mit wassergefährdenden Stoffen ist der Schaden sofort zu beseitigen. Die untere Wasserbehörde
des Landkreises Ludwigslust-Parchim (uWb) ist unverzüglich über die Havarie und die eingeleiteten
Maßnahmen zu informieren.

5. Falls Anzeichen für altlastenrelevante Bodenbelastungen angetroffen werden, sind unverzüglich die
Arbeiten einzustellen und die uWb zu informieren. Treten bei Erdarbeiten Auffälligkeiten wie z. B.
unnatürliche Verfärbungen, Gerüche oder Müllablagerungen auf, ist der Fachdienst Umwelt des
Landkreises Ludwigslust-Parchim zu informieren, um weitere Verfahrensschritte abzustimmen.

6. Beim Einbau von mineralischen Abfällen, Gemischen und Bodenmaterial für z. B. Zuwegungen und
Stellflächen ist die Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in
technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung - ErsatzbaustoffV vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598), die
durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 186) geändert worden ist) zu beachten.

Regenwasserbeseitigung
1. Neue Zufahrten, Stellflächen und andere befestigte Freiflächen sollten zur Verminderung der auf

befestigten Flächen anfallenden Niederschlagsmenge mit versickerungsfähigen Bodenbelägen hergestellt
werden.

2. Der natürliche Abfluss wild abfließenden Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstück darf nicht zum
Nachteil eines höher liegenden Grundstückes behindert werden bzw. zum Nachteil eines tiefer liegenden
Grundstückes verstärkt oder auf andere Weise verändert werden.

Sicherung von Ausgleichsflächen / Kompensation
1. Die Ausgleichsflächen sind vor Satzungsbeschluss grundbuchrechtlich mit der Eintragung einer beschränkt

persönlichen Dienstbarkeit nach § 1090 BGB zur Unterlassung jeglicher Tätigkeiten, die dem festgesetzten
naturschutzfachlichen Entwicklungsziel und dem dauerhaften Erhalt der Ausgleichsflächen für Zwecke des
Naturschutzes entgegenstehen, zu sichern.

2. Die Kompensationsäquivalente der Umwandlung von 2.250 m² Acker in extensive Mähwiese gemäß
textlicher Festsetzung 5.1 (HzE, Maßnahme 2.31) belaufen sich auf insgesamt 6.750 KFÄ. Hiervon werden
dem Bebauungsplan Nr. 23 „Sport und Freizeit“ 3.548 KFÄ zugeordnet. 3.202 KFÄ sind der Gemeinde für
andere Bauvorhaben gutzuschreiben.

VERFAHRENSVERMERKE
1. Der katastermäßige Bestand im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 23 „Sport und Freizeit“ am

……………….. wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der
Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob anhand der rechtsverbindlichen
Liegenschaftskarte (ALKIS-Präsentationsausgabe) erfolgte. Regressansprüche können hieraus nicht
abgeleitet werden.

........................., ....................

.......................................................................................................................................................................
Siegelabdruck                         Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

2. Der Bebauungsplan Nr. 23  „Sport und Freizeit“, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem
Text (Teil B), wurde am ....................  von der Gemeindevertretung als Satzung beschlossen. Die
Begründung mit dem Umweltbericht wurde mit Beschluss vom gleichen Datum gebilligt.

Pinnow,....................

.......................................................................................................................................................................
Siegelabdruck Der Bürgermeister

3. Der Bebauungsplan Nr. 23  „Sport und Freizeit“, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem
Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

Pinnow,....................

.......................................................................................................................................................................
Siegelabdruck Der Bürgermeister

4. Der Beschluss der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 23  „Sport und Freizeit“ der Gemeinde Pinnow
sowie die Stelle, bei der die Satzung auf Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen
werden kann, ist am .................... gemäß Hauptsatzung im amtlichen Bekanntmachungsblatt "Crivitzer
Amtsbote" Jahrgang ... Nr. ... und zusätzlich im Internet unter https://www.amt-crivitz.de und auf dem
zentralen Bauleitplanungsserver des Landes MV unter https://bplan.geodaten-mv.de bekannt gemacht
worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf Rechtsfolgen (§§ 214 und 215 BauGB und
§ 5 Kommunalverfassung M-V) und weiter auf die Fälligkeit und das Erlöschen von
Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden.

 Der Bebauungsplan Nr. 23  „Sport und Freizeit“ der Gemeinde Pinnow wurde im Internet auf der
Homepage des Amtes Crivitz unter https://www.amt-crivitz.de eingestellt sowie über das Bau- und
Planungsportal M-V unter https://www.bauportal-mv.de zugänglich gemacht.
Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 23  „Sport und Freizeit“ der Gemeinde Pinnow in
Kraft.

Pinnow,....................

.......................................................................................................................................................................
Siegelabdruck Der Bürgermeister

Es gelten die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), geändert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176), sowie die Verordnung über die Ausarbeitung der
Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember
1990 (BGBl. 1991 I  S. 58), geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I
Nr. 189).

Präambel
Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November
2017 (BGBl. I S. 674), geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I
Nr. 348), wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom .................... folgende Satzung
der Gemeinde Pinnow über den Bebauungsplan Nr. 23 „Sport und Freizeit“, bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und dem Text  (Teil B), erlassen.
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FESTSETZUNGEN
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Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit
Gütern und Dienstleistungen des öffentlichen und
privaten Bereichs, Flächen für den Gemeinbedarf,
Flächen für Sport- und Spielanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

Bemaßung

Flurstücksnummer

Flurstücksgrenzen
Darstellung ohne Normcharakter

3,0

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und § 23 BauNVO)

Baugrenze
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FESTSETZUNGEN

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Sonstige Planzeichen
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(§ 9 Abs.1 Nr. 20 und 25 BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für
Bepflanzungen und für die Erhaltung von
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen, sowie von Gewässern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b BauGB)

Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr.15 BauGB)

öffentliche Grünfläche

SträucherErhaltung

Nachrichtliche Übernahme
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

Flächen für Wald
(§ 2 LWaldG)

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

GrundflächenzahlGRZ 0,8

Flächen für Sport- und Spielanlagen

Waldabstand 30 m
(§ 20 Abs. 1 S. 1 LWaldG)

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs.1 Nr.11 BauGB)

Ein- und Ausfahrtbereich

Gebäude

Bestandsbaum

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 8A

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur
und Landschaft  (§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB)
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unterirdischer Lagefestpunkt
(§ 26 GeoVermG M-V)

TF 1
TF 2 Abgrenzung Teilfläche 1 / Teilfläche 2

für Ausgleichsmaßnahme

Maßnahmenfläche


